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5Die Welt des Reichskarnmergerichtes (RKG) ist uns heute weit entrückt. 
Nicht nur ist das Gesellschaftssystem, das Alte Reich, deren vornehm ste 
Stütze dieses Gericht war, im Jahre 1806 untergegangen, auch hatten die 
Richter dieses Gerichts angesichts der konfessionspolitischen Konflikt- 
lagen eine ungleich schwerere Aufgabe als die Richter unserer heutigen 
höchsten Gerichtsbarkeit. Mein Vortrag wird verdeutlichen, daß die Asses­
soren des frühen 17. Jahrhunderts zwar als unabhängige Richter anzu­
sehen sind, doch stets in einem komplexen Beziehungsgeflecht agieren 
mußten. Wenn ich von Assessoren rede, so denken Sie bitte nicht an das 
moderne Rechtsassessorat; die Assessoren der älteren Zeit waren nicht am 
Beginn ihrer Karriere, sondern diese rechtsgelehrten Adligen oder promo­
vierten Juristen bekleideten eine der angesehendsten Karrierepositionen 
im Alten Reich.1 Die Assessoren, die auch Urteiler oder Beisitzer genannt 
wurden, waren am Reichskammergericht die eigentlichen Richter. Ein 
Sinnspruch des frühen 17. Jahrhunderts verdeutlicht scherzhaft die Ehren­
stellung der Assessoren. Betitelt ist der Sinnspruch als Vulgatus Rhytmus de 
cam eralibus spirensibus und lautet: Die Assessoren haben die Ehr, dieProcu- 
ratoren noch viel mehr, und die Advocaten die Lehr.1 Die große Ehrenstel­
lung der Assessoren stand außer Zweifel, doch die Gelehrsamkeit der Rich­
ter, oft vor ihrem  Dienst im Advokatenstand, wurde gleichfalls gepriesen.
Wenn ich im Folgenden von Krise spreche, so meine ich eigentlich das 
Phänomen der Krisenw ahrnehm ung einer Konfessionspartei -  der Prote­
stanten -  sowohl am Reichskammergericht als auch im gesamten Reich. 
Diese W ahrnehm ungsunterschiede sind im Falle m einer Beispiele der 
Jahre 1612 bis 1614 von großer Bedeutung. Die zu beschreibenden Krisen­
phänom ene verdichteten sich schließlich zu einer Krise im W ahrneh­
m ungshorizont der protestantischen Religionspartei.
Zunächst will ich einführend die zugrundeliegenden Konfliktlagen 
schildern, die im Rahmen der Religionsverfassung des Reiches für die 
Jahre 1612/1614 Geltung hatten und sich mit anderen Krisenphänom enen 
verbanden. Anschließend werde ich einige Krisenphänom ene näher dar­
legen, die gemeinsam zur W ahrnehm ung einer Krise führten.
Viele von ihnen werden sich noch an den anregenden Abendvortrag von 
Professor Martin Heckei über die Religionsprozesse am Reichskam merge­
richt und das gespaltene Reichsreligionsrecht e rinnern .3 Herr Heckei 
sprach von Aporien, in denen das Reichskam mergericht gefangen war. 
Gemeint w ar hierbei die Unmöglichkeit für die Richter des Reichskammer­
gerichts, aufgrund der Rechtsvorschriften des Augsburger Religionsfrie­
dens von 1555 zu einer richtigen Entscheidung zu kommen. Dies lag daran, 
daß der Religionsfriede kein in sich abgeschlossenes Gesetzeswerk war, 
sondern nur viele, teils w idersprüchliche Vorschriften enthielt. Ganze 
Problemkomplexe wurden entw eder ausgeklam m ert oder durch Formel-
6Beispiel für die Amtstracht eines RKG-Assessors aus der Speyerer Zeit
Dr. Sigismund Büchner von Rohensaß, Assessor am Reichskammergericht 
(1587-1608)
Kupferstich von J.A. Böner nach Gemälde von C. Hausner 1602, datiert 1674 
(Bestand und Foto: Historisches Museum der Pfalz, Speyer)
7kom prom isse n u r scheinbar gelöst. In anderen Worten: Erst im Nachhinein 
wurden diese Lücken im Frieden gefüllt; zum einen durch eine Rechts­
interpretation der katholischen Religionspartei, zum anderen durch eine 
Rechtsinterpretation der evangelischen Partei. W urden Rechtsstreitigkei­
ten auf der Grundlage des Religionsfriedens am Reichskammergericht 
anhängig gemacht, so herrschte unter den Assessoren der beiden konfes­
sionellen Richtungen ein gravierender Dissens, weil unterschiedliche 
Rechtsinterpretationen favorisiert wurden. Aus diesen Gründen w ar das 
Gericht in Religionsprozessen in gewisser Weise blockiert, denn jede m ate­
rielle Entscheidung mußte wie ein Präjudiz wirken; wie eine weitreichende 
Anerkennung eines Interpretationsansatzes unter Verwerfung des 
anderen.
Betrachten w ir die Entwicklung von 1555 bis 1612. Hier können wir 
einige Phasen unterscheiden: Bis 1570 waren z.B. nur wenige Religionspro­
zesse am Kammergericht anhängig und die, die anhängig waren, verliefen 
in relativ ruhigen Bahnen, d.h. die Prozeßführung in Speyer brachte 
zumeist eine einstweilige Befriedung der Sache mit sich. Beide Parteien 
führten ihren Streit in rechtlich garantierten Bahnen unter weitgehender 
Affektkontrolle. Erst mit den 1570er Jahren kam der Wandel. Denken Sie an 
den Wechsel im Kaisertum von Maximilian II. auf Rudolf II., denken Sie 
auch an die religiösen Entwicklungen im Reich, vor allem an die Verfesti­
gung der Konfessionen und den Versuch aller Konfessionsparteien, ihre 
Untertanenschaft konfessionell zu vereinheitlichen. Zum Ende der 1570er 
Jahre w ar ganz deutlich, daß die Phase der Verständigung allmählich zu- 
endeging, -  anstelle von Konsensfindung trat binnen weniger Jahre die 
konfessionelle Frontstellung. Dieser Umschwung w ar auch am Kammer­
gericht zu spüren und hatte dort seine entsprechende Frontstellung unter 
den Assessoren. Aber noch in der Phase der Verständigung und Konsens­
suche w urde 1560 von der Visitationkommission entschieden, daß künftig 
alle Religionsprozesse nur noch von Senaten zu behandeln seien, die eine 
strikte num erische Parität zwischen den beiden Hauptkonfessionen ein­
hielten. In den Extrajudizialsenaten saßen folgerichtig seit 1560 imm er 
zwei Protestanten und zwei Katholiken. Diese Konfessionsparität in den 
Entscheidungssenaten des Reichskam mergerichts -  übrigens ein früher 
Vorläufer der Paritätsordnungen des Westfälischen Friedens -  führte ab 
den frühen 1580er Jahren gehäuft zu einer Pattsituation bei Abstimmun­
gen. Die Konfession der Assessoren schlug also unm ittelbar auf die Ent­
scheidung durch, indem der protestantische Assessor zur Entscheidungs­
grundlage die protestantischen Auslegungsmaximen anwandte, der katho­
lische aber die katholischen G rundannahm en heranzog. Der Kam m errich­
ter versuchte in dieser festgefahrenen Situation einen M ehrheitsbeschluß 
durch die Delegation der Sache auf einen anderen Senat herbeizuführen,
8doch häufig wiederholte sich dieses Spektakel, so daß m ancher Prozeß nach 
insgesamt sechs Religionssenaten und damit nach der W ürdigung von 24 
Assessoren dennoch wegen stets w iederkehrender Pattabstimmungen 
nicht entschieden werden konnte.4
Der Höhepunkt in der Negativentwicklung w ar dann mit dem Vierkloster­
streit erreicht. Hier w ar 1598 das Reichskam mergericht endlich zu einer 
Entscheidung in vier nu r oberflächlich zusam m enhängenden Prozessen 
gelangt, doch die unterlegenen protestantischen Parteien in diesen Prozes­
sen begehrten die Urteilsrevision und bildeten innerhalb kürzester Zeit mit 
den wichtigsten protestantischen Ständen im Reich eine konfessionspoliti­
sche Front, die es sich zu Aufgabe machte, die Urteilsrevision am RKG zu 
unterbinden. Der Grund lag vorgeblich darin, daß das RKG in der Frage der 
Religionsprozesse nun doch im großen Stil die katholischen Auslegungs­
maximen herangezogen habe und dies ausgerechnet in Prozessen um die 
Einziehung von Klostergut. Wer sich in der Reformationsgeschichte etwas 
auskennt wird wissen, daß viele protestantische Obrigkeiten erst spät -  
nach 1555 -  mit den Klostereinziehungen begannen und daher von solch 
einer Rechtsprechung stark betroffen sein mußten. Obgleich in den Vier­
klosterentscheidungen diese weitausgreifende Konsequenz -  also die m as­
senhafte Rückgabe von Kirchengut an die Katholiken -  im Kern eben nicht 
angelegt war, so w urde dennoch dieses Schreckgespenst von den unter­
legenen Parteien an die Wand gemalt, um  sowohl die protestantische Partei 
zu mobilisieren als auch um die Revision vom parteiischen Reichskammer­
gericht an den Reichstag zu bringen.
Als Ergebnis dieser Entwicklung ist festzubalten, daß mit dem Höhe­
punkt um 1601 die Revision ins stocken geriet. Das zuständige Organ zur 
U rteilsüberprüfung w ar die Visitationskommission, doch diese kam nur 
noch unregelm äßig zustande, da die jährliche Visitation nach 30jähriger 
sehr guter Arbeit 1588 wegen anderer Reichsprobleme eingestellt wurde.5 
Da es faktisch seit 1601 keine Urteilsrevision m ehr gab, bedienten sich Par­
teien, die ein ungünstiges Urteil am RKG erhalten hatten, dieses Mittels und 
forderten die Revision, wohl wissend, daß dadurch die Urteilsexekution 
zunächst und vielleicht -  so die Hoffnung der Prozeßverlierer -  auf Dauer 
eingestellt bliebe. Von 1601 ab stieg die Zahl der Revisionsfälle sprunghaft 
auf m ehrere Hundert an, und dieser von Prof. Diestelkamp als Rechtskrise 
charakterisierte Zusam m enhang w ar 1612 bis 1614 noch außerordentlich 
relevant und w urde noch 1620 lebhaft diskutiert, jedoch ohne einer Lösung 
näher zu kommen.6
Auf dem Hintergrund der konfessionellen Verhärtung im Reich kam es 
aber nicht n u r zur um fassenden Rechtskrise im Bereich der Urteilsrevi­
sion, sondern auch zur W ahrnehm ung w eiterer Krisenphänom ene. Die 
Protestanten litten überhaupt unter einem Verfolgungsszenario, in dessen
9Mittelpunkt die Zugrunderichtung der protestantischen Gemeinwesen 
durch die Habsburger unter Zuhilfenahm e der Jesuiten stand. Die koniessi­
onspolitischen Morde der Bartholom äusnacht in Frankreich, in deren 
Folge einige Tausend Hugenotten erm ordet wurden, dienten den deutschen 
Protestanten seit 1572 stets als Schreckbildnis. Leichtere Krisen am Reichs­
kamm ergericht konnten auf diesem Hintergrund schnell eskalieren.
Eine dieser Krisen will ich Ihnen nun vorstellen. Es handelt sich um 
einen schnell eskalierenden Konflikt, der aus einem Religionsprozeß zwi­
schen dem Bischof von W ürzburg Julius Echter von M espelbrunn und den 
Reichsrittern und Brüdern Georg Sigmund und Albrecht Christoph von 
Rosenherg um das freie Religionsexerzitium der Untertanen zu Auh resul­
tierte. Im kleinen fränkischen Ort Aub gab es geteilte Herrschaftsrechte: 
Der Bischof und die Reichsritter teilten sich die vogteiliche Obrigkeit und 
übten diese in wesentlichen Bereichen gemeinsam aus. Das hieß aus Sicht 
der Ritter, daß diese Rechte von Beamten beider Parteien ausgeübt werden 
sollten und die Untertanen -  gleich ob sie nun bischöfliche oder rosenbergi- 
sche w aren -  den Gottesdienst entw eder katholisch oder protestantisch 
besuchen dürften,- das Religionsexerzitium also freigestellt war. Der 
Bischof wandte sich gegen diese Rechtsauffassung und vertrat die Ansicht, 
daß die Reichsritter nur pivat die vogteiliche Obrigkeit ausüben dürften, die 
öffentlichen Rechte jedoch beim Bischof lägen. Daraus resultierte dann der 
Religionszwang zum katholischen Bekenntnis.7
Interessant an diesem Fall ist, welchen Weg beide Parteien zur Klärung 
der Rechtsfrage einschlugen. Sie wählten das sogenannte Kompromißver- 
fahren. In diesem Schiedsverfahren wirkte ein rechtsgelehrter Ratskonsu­
lent der Reichsstadt Schweinfurt in zentraler Rolle mit. Er hatte die Funk­
tion, alle Schriftstücke, die bei ihm eingingen, in Kopie der Gegenseite mit­
zuteilen und bis zum Aktenschluß alle Schriften zusam m enzufassen. Dann 
sollte er den gesammelten und gut verschnürten Akt an das Reichskam­
m ergericht zur Urteilsfällung einsenden. In einem überlieferten Kompro­
m ißvertrag einigten sich beide Parteien auf diesen Weg, wobei die Reichs­
ritter ihren Lehnsherrn -  es w ar der reformierte Kurfürst von der Pfalz -  im 
Kompromiß einbanden und seine Zustim mung hierfür suchten und erhiel­
ten. Aus dem Protokoll des Schweinfurter Advokaten ist ersichtlich, daß die 
Kompromißhandlung vom 8. Februar 1609 bis zum 9. August 1611 dauerte, 
ln diesen 2 V2 Jahren kam es zur gegenseitigen Darlegung der Rechtsstand­
punkte und zum Zeugenverhör sowohl von w ürzburgischer als auch 
rosenbergischer Seite, ferner zur Vorlage aller relevanten Schriftstücke. 
Seit August 1611 waren die um fangreichen Vorakten beim Reichskam mer­
gericht. Beide Parteien hatten ihre RKG-Prokuratoren zur Fortführung der 
Sache am Reichsgericht beauftragt. Schon im Kompromißvertrag aller 
Beteiligten von 1608 w ar für die Urteilsfindung am RKG eine konfessions­
paritätische Zusam m ensetzung des Senats vorgesehen worden.
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In Speyer passierte zunächst nichts und auf die Akten legte sich verm ut­
lich eine dicke Staubschicht. Die Gründe für diese Verzögerung liegen im 
Dunkeln, doch jeder denkt bei einer solchen Verzögerung an das bekannte 
Argument der Arbeitsüberlastung des RKG. Tatsächlich gab es neben 
diesem Prozeß viele andere Streitsachen, die von den Parteien beschlossen 
waren und wo man nun vom Gericht ein Beiurteil oderein Endurteil erw ar­
tete. Erst nach zweieinhalb Jahren beschäftigte sich ein Religionssenat mit 
der Rompromißsache. Zuvor hatten nicht nu r beide Parteien im Juli 1G12 
um Vornahme der Sache gebeten, sondern ein Brief des Bischofs von 
W ürzburg an den K am m errichter und Bischof von Speyer vom Mai 1615 
verlangte, die Sache so zu beschleunigen, daß sie vor der Zusam m enkunft 
des Reichstages entschieden werde. Kurfürst Friedrich der V. von der Pfalz 
verlangte Anfang Januar 1614 ebenfalls den fälligen Urteilsspruch. Kurze 
Zeit nach dem Brief des reform ierten Kurfürsten befaßte sieh endlich ein 
Senat mit der Kompromißsache, der zunächst wie gefordert konfessions­
paritätisch mit zwei Protestanten und zwei Katholiken besetzt war. Über die 
Frage des freien Religionsexerzitiums konnte unter ihnen keine Einmütig­
keit hergestellt werden, sondern die Abstimmung verlief anhand der Religi­
onszugehörigkeit -  es lag Stimmengleichheit, paria vota  bzw. paritatem  
votorum, vor.
Bis zu diesem Punkt haben wir ein völlig normales, geregeltes Verfahren 
mit den durchaus üblichen Verzögerungen. Der K am m errichter w ar jetzt 
am Zuge und hätte gemäß dem geltenden Stil am Kam mergericht eigentlich 
die Streitsache an einen weiteren konfessionsparitätischen Senat delegie­
ren m üssen. Was er aber tat w ar ein Novum und in den Augen der protest­
antischen Assessoren ein Skandal.8 Zur Lösung der festgefahrenen Sache 
befahl er näm lich einen weiteren katholischen Assessor zum paritätischen 
ersten Senat, der dam it natürlich nicht m ehr paritätisch war. Dessen Volum 
zugunsten der Religionsobrigkeit des Bischofs von W ürzburg führte zum 
M ehrheitsbeschluß des Senats und direkt zur Urteilsfassung vom 20. 
Januar 1614. Die Rosenberger verloren per Endurteil ihre vogteiliche 
Obrigkeit und m ußten die Prozeßkosten tragen.
Von diesem Punkt aus kam es zu einer sich schnell aufschaukelnden 
Krise. Alle protestantischen Assessoren des Reichskam mergerichtes ver­
faßten eine Supplikation an den K am m errichter mit der Aufforderung, die 
Vorgehensweise noch einmal zu überdenken, denn der Kam m errichter 
habe die seit über 50 Jahren respektierte Ordnung m ißachtet und dies sei 
ein merckliches gros praeiuditz den gemeinen ständen Augspurgischer 
Confession [undführe zu] abbruch des mit so hohen sorgen, mühe und arbeit 
erworbenen und bishero observierten religionfrieden.9 Die Assessoren 
bestärkten ihre Bitte mit der unverhohlenen Drohung, daß ein weiteres 
Fortschreiten des Kam merrichters dazu führen werde, daß sie die protest­
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antischen Reichsstände über diese Neuerung unterrichten würden. Eine 
zweite -  sehr ausführliche -  Supplikation der protestantischen Assessoren 
versuchte die Urteilspublikation in der Audienz zu verhindern. Der evan­
gelische Korreferent im Religionssenat weigerte sich nämlich, daß ergan­
gene Urteil zu unterschreiben. Dies führte zur wütenden Äußerung des 
Kammerrichters, daß Urteil werde in der Audienz publiziert, es were sub- 
scribiret oder nicht.™ Spätere Rriefe belegen, daß die zweite Supplikation der 
protestantischen Assessoren nicht m ehr übergeben wurde, da der 
Kam m errichter geschwind fortschritt und durch die öffentliche Publikation 
noch am selben Tage unum stößliche Tatsachen schaffen ließ.
Die evangelischen Assessoren wandten sich daraufhin an ihre Präsenta­
tionshöfe, die von dieser Entwicklung jetzt erst erfuhren. Eigentlich ver­
stießen die Assessoren damit gegen ihre eidliche Verpflichtung, die 
Gerichtsinterna als Geheimnisse keinem zu offenbaren. Im Konzept der 
RKG-Ordnung von 1613 heißt es: Der Assessor solle [...] keiner parthey 
rahten, oder warnen, und was in rathschlägen unnd Sachen gehandelt wirdt, 
den partheyen, oder niemandts eröffnen." Dieses Problem sprechen die 
Betroffenen selber an und bitten vorab um  die Inschutznahm e für den Fall 
ih rer Bestrafung. Die überlieferten Korrespondenzen belegen, daß zwi­
schen den von Kurbrandenburg präsentierten Assessoren und dem Hof in 
Berlin ein enger Kontakt herrschte; auch Kursachsen und Kurpfalz waren 
von den Vorkommnissen unterrichtet.
Dieser Skandal wurde Anfang März 1614 durch einen neuen Umstand 
verschärft. Der protestantische Assessor Friedrich von W elwart legte unter 
Protest sein Amt nieder. Offensichtlich kam es im Rahmen einer Plenums­
versam m lung der gesammten Gerichtsspitze zur heftigen Drohung eines 
RKG-Präsidenten gegenüber den protestantischen Assessoren. Es ging 
wahrscheinlich um den Vorwurf ihres Geheimnisverrats an die protestan­
tischen Höfe. Dies w ar für den evangelischen Assessor W elwart zuviel. Er 
protestierte offen gegen diese schroffe Behandlung und legte sogleich sein 
Assessorat, das er über 15 Jahre ausgeüht hatte, nieder. Friedrich von Wel­
wart, ein mit Anfang 40 noch recht junger Rechtsgelehrter, gehörte zur 
reichsritterschaftlichen Familie der W elwart zu Fachsenfeld-Polsingen, die 
im Fränkischen Kreis begütert w ar und zu Brandenburg-Ansbach in 
Lehnsverbindung stand. Die Familie hatte über die m ütterliche Seite engen 
Kontakt mit dem W ürttem berger Hof zu Stuttgart erworben, denn Fried­
richs Großm utter Ursula von Wichsenstein, eine geborene Truchsessin von 
W etzhausen, w ar die Hofmeisterin der Herzogin Anna Maria zu W ürttem­
berg gewesen, die ihrerseits eine gehorne Markgräfin zu Ansbach war.
Anhand der Quellenüberlieferung liegt die Vermutung nahe, daß die 
neue Situation durch den Rücktritt W elwarts fast vollständig die ohnehin 
verlorene Sache der Rosenberger in den Hintergrund drängte. Binnen
12
Philipp Christoph von Sötern (1567-1652)
Erzbischof und Kurfürst von Trier, Bischof von Speyer 
K am m errichter 1611-1652
(Kupferstich: Reichskammergerichtsmuseum Wetzlar)
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kurzer Zeit wurden an den Höfen Heidelberg, Ansbach, Kulmbach, Berlin 
und Stuttgart über die Konsequenzen dieses Rücktritts diskutiert, denn eine 
solche Situation hatte es noch nie gegeben und verlangte nach einer politi­
schen Einschätzung. Die protestantischen Fürsten und Räte waren sich 
schnell einig, daß eine Persönlichkeit wie Friedrich von W elwart unbedingt 
weiter am RKG verbleiben müsse, denn nur gefestigte Protestanten 
konnten der katholischen Übermacht am Gericht trotzen.
Die unm ittelbare Folge des Rücktritts vom Assessorat, dem sogenannten 
Resignationsakt, w ar die Mitteilung des Kam merrichters an die beiden 
Kreisausschreiber des Fränkischen Kreises. Ihnen wurde mitgeteilt, daß 
durch den Rücktritt W elwarts eine Neubesetzung des Assessorats anstelle 
und binnen sechs Monaten zwei bis drei qualifizierte Bewerber vom Kreis 
zu präsentieren seien. Im Fränkischen Kreis waren die evangelischen Mit­
glieder mit der Präsentation an der Reihe, denn dieses Recht alternierte seit 
1534 zwischen den weltlichen und den geistlichen Kreisständen. Ein Brief 
Friedrichs V. von der Pfalz brachte die beiden wichtigsten Stände im Frän­
kischen Kreis -  beide auch im protestantischen Unionsbündnis mit Kur­
pfalz verbunden -  auf den einzuschlagenden Kurs. Friedrich schrieb am 8. 
Juni 1614 sowohl an den Kreisausschreiber Mgf. Christian von Kulmbach 
als auch an dessen Bruder Mgf. Joachim Ernst von Ansbach und forderte, 
auf keinen Fall die Resignation W elwarts zu akzeptieren, sondern der 
gesamte protestantische Teil des Fränkischen Kreises solle sich gegenüber 
dem Reichskammergericht auf den Standpunkt stellen, daß der Rücktritt 
W elwarts nicht freiwillig erfolgt, sondern durch die Rosenbergsache 
erzwungen worden sei. Falls W elwart weiterhin als Assessor in Speyer 
am tieren wolle, m üsse es dem Fränkischen Kreis freistehen, ihn im Asses­
sorat zu belassen. Der reformierte Kurfürst stellt ferner fest: Weiln wir dann 
auch ettwas nachrichttung haben, das dise am Cammergericht eingerissene 
Unordnungen etlichen andern päbstischen Assessorn [...] nicht gefellig, und 
wol in den sorgen stehen, das die Evangelische Stand des Reichs sich dessen 
annehmen, [...] so wollten wir nochmaln darvor achten, es sollte bey jtziger 
zusammenkunjft der Craisstend dahin zurichten sein, damit der von Welwart 
bey seinem stand gelassen, und die praesentirende Stünd sich dessen gegen 
dem Cammergericht[...] ercleren.'2 In diesem Gutachten schlug die Kurpfalz 
die Argumente vor, die zur Belassung W elwarts im Assessorat vorgebracht 
w erden mußten. Diese von Kurpfalz -  in enger Abstimmung mit W ürttem­
berg -  vorgegebene Linie w urde von den weltlichen Fränkischen Kreis­
ständen gegenüber dem Kammergericht vertreten. Dies w ar möglich 
geworden, weil Friedrich von Welwart persönlich zum Kreiskonvent nach 
Neustadt a.d. Aisch angereist w ar und die Abgesandten nicht nur in groben 
Zügen über die Geschehnisse unterrichtet hatte, sondern sich auch bereit 
erklärte, sein Assessorat weiter w ahrzunehm en. Die Gesandten ließen dar-
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aufliin am 22. Juni 1614 ein Abweisungsschreiben an das Kammergericht 
abgehen. Darin wurde die Welwart-Sache in den größeren Zusam m enhang 
der protestantischen Justiz-Gravamina, die im Jahr zuvor auf dem Reichs­
tag 1613 dikutiert worden waren, eingeordnet. Scheinheilig wird die 
Annahme der Resignation abgelehnt, da die Gründe dafür zu den Justiz- 
Gravamina gehörten; diese jedoch vor dem Reichstag zu verhandeln seien. 
Da der Fränkische Kreis aber dem nicht vorgreifen wolle, solle sich der 
Kam m errichter nicht sperren, W elwart bis dahin im Amt zu belassen. Auch 
hier fehlte nicht der drohende Hinweis, gegebenenfalls ander mitel an die 
Hand zu nehmen}1
Von diesem Punkt aus verschärfte sich die Sache abermals, indem der 
Kam m errichter auf katholischer Seite eine Korrespondenz mit Kurmainz, 
Kurköln, Kurtrier, den fränkischen geistlichen Ständen W ürzburg, Bam­
berg, Eichstätt und Mergentheim und dem Kaiserhof begann, nicht nu r um 
von dieser Sache zu unterrichten, sondern um Ratschlag und Rücken­
deckung zu erhalten. Interessant ist, daß Kurmainz auch das protestanti­
sche Kursachsen unterrichtete, also auch in dieser Sache die kaisertreuen 
Kursachsen frühzeitig in die katholische Korrespondenz aufnahm en. Auf 
evangelischer Seite sprachen sich die beiden fränkischen Markgrafen mit 
Kurpfalz, W ürttemberg, Baden und K urbrandenburg ab.14
Neben den Korrespondenzen der Stände ist die Position Friedrich von 
W elwarts in Speyer zu beachten. Er w ar ans RKG zurückgekehrt und w ar 
zunächst noch unbeanstandet im Kameralkollegium geblieben. Dieses 
Faktum w ar wohlgemerkt noch keine Anerkennung der zurückgenom m e­
nen Resignation seitens der Kameralen, sondern nur Ausdruck eines 
ordnungsgem äßen Nachdienens. Jeder Assessor mußte gemäß der RKG- 
Ordnung nach seinem Rücktritt vom Assessorat noch ein halbes Jahr nach­
dienen, damit die zum Referat überlassenen Sachen noch abgearbeitet 
werden konnten und bis zur Aufschwörung eines neuen Assessors keine 
allzu lange Vakanz auftrat. Erst nach der Zeit des Nachdienens drohte 
W elwarts Position am RKG kritisch zu werden.
Die katholischen Kameralen, der Kam m errrichter und die informierten 
katholischen Stände zogen sich auf einen felsenfesten Rechtsstandpunkt 
zurück: Die Resignation W elwarts sei rechtsgültig gewesen und als Konse­
quenz daraus m üsse die Neubesetzung des Assessorats erfolgen. Der frän­
kische Kreis könne ja W elwart nochmals präsentieren, hieß es! Falls aber 
binnen der Frist keine Präsentation erfolge, so sei -  und dies w ar die große 
Trum pfkarte in Händen der katholischen Partei -  das Kameralkollegium 
zur eigenmächtigen Besetzung der vakanten Stelle ermächtigt. Dies konnte 
beim katholischen Übergewicht von etwa 26 zu 12 im Kameralkollegium 
nur bedeuten, daß anstelle W elwarts ein katholischer Assessor treten 
w ürde und damit das katholische Übergewicht sogar noch eklatanter
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werden mußte. Der Kam merrichter informierte auch den Kaiserhof und bat 
um eine Entscheidung, ob die Resignation zurückgenom m en werden 
könne.
Gegen eine neue Präsentation Welwarts wandten sich nicht nur die 
evangelischen Stände, sondern auch Friedrich von W elwart lehnte diese 
Möglichkeit mit dem Hinweis auf den möglichen Ehrverlust ah, falls die 
katholischen Kameralen seinen W iedereintritt ins Kameralkollegium 
hintertreiben w ürden.15
Im Ergebnis können wir kurz zusam m enfassen, daß die katholischen 
Stände sich auf einen unum stößlichen Rechtsstandpunkt zurückzogen, 
darüberhinaus kein Verständnis für die protestantische Position entwickel­
ten, sondern darin nur einen weiteren Anschlag auf das Reichskammerge­
richt sahen, ähnlich der erfolgreichen Blockade der Vierklosterrevision.
Die protestantischen Stände, gezwungen durch die katholische Haltung 
und getrieben von der Angst, ein protestantisches Assessorat an die katholi­
sche Konfessionspartei zu verlieren, gaben im Sommer 1614 Stück für 
Stück nach und ordneten diese Niederlage in den größeren Zusam m enhang 
der katholischen Bedrohung ein. Noch Jahre später w urde auf die Welwart- 
Sache hingewiesen, wenn zuungunsten der Protestanten am RKG etwas zu 
passieren drohte. Faktisch lief der protestantische Rückzug über zwei Sta­
tionen ab: Einer Bitte um  einen dreimonatigen Aufschub hinsichtlich der 
Präsentation und über einen neuen Kreiskonvent im Dezember 1614. Auf 
diesem Konvent w urden vier geeignete Kandidaten für das Assessorat aus­
gewählt und schließlich durch ein Präsentationsschreiben am 3. Januar 
1615 dem Kam mergericht präsentiert. Von diesen Vieren -  es waren ein 
Advokat aus Nürnberg, ein Advokat und Syndikus der Stadt Hailbronn, ein 
Ansbacher Rat und ein Baden-Durlacher Rat -  w urde schließlich Dr. 
Johann Georg W irth aus Hailbronn Assessor am Reichskam mergericht.16 
Er am tierte bis 1627.
Friedrich von W elwart hat das Jahr 1614 sicherlich mit gemischten 
Gefühlen in Erinnerung behalten. Keinesfalls kann bei ihm jedoch von 
einem Karriereknick gesprochen werden, auch erfreute er sich einer Auf­
m erksam  wie noch nie in seinem Leben. Doch letztlich wurde ihm seine 
Zeit in Speyer beim Reichskammergericht seit dem Sommer 1614 lang, da 
er auf der einen Seite dem Druck der katholischen Kameralen im m er stär­
ker ausgesetzt war, andererseits aber nicht frei handeln konnte und von 
den protestantischen Ständen verpflichtet wurde, durch sein Bleiben am 
Gericht die Rechtsposition der protestantischen Partei zu wahren. Die 
wenigen Briefe übers Jahr 1611 an die beiden fränkischen Markgrafen und 
an den Kreiskonvent zu Neustadt a.d. Aisch belegen die schwierige persön­
liche Lage des Assessors. So unterrichtete er M arkgraf Christian von Kulm­
bach, daß am 31. August Philipp Christoph von Sötern -  der Kam merrichter
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-  und der RKG-Präsident Truchseß von W aldburg ihn aufgesucht und ihm 
gesagt hätten, daß sein Assessorat Ende September definitiv auslaufe. Seit 
Anfang August, als seine Zeit des Nachdienens vorüber war, kann man 
allenfalls von einer Duldung am RKG sprechen. Diese demonstrative 
Mitteilung hatte daher etwas bedrohliches und konnte nu r das Ende der 
Duldung bedeuten. W elwart befürchtete selber schon mögliche Ehrverlet­
zungen. Deshalb bat er Ende Oktober den Markgrafen um ein schriftliches 
Dokument: zu demonstrierung seiner ihme vom Creis ufferlegten continua- 
tione officii. Von Anfang Oktober bis Mitte Dezember blieb Welwart am 
Reichskammergericht, obwohl sein Verbleiben ohne Rechtsgrundlage wa 
und man hier von seiner geduldeten Präsenz sprechen muß. Noch iinmej 
erhielt er seine Besoldung, auch wissen wir, daß er noch Akten in seineir 
Besitz hatte und offensichtlich seiner Assessorenpflicht nachkam. Auel 
seine Teilnahm en an Sitzungen des Plenums sind verbürgt. Dennocl 
w urde seine Situation je länger je m ehr vollkommen unhaltbar. Aus diesen 
Grund bat er zunächst persönlich etwa Milte September 1614 in Bayreuth 
um die Erlaubnis, sein Assessorat nunm ehr verlassen zu dürfen, dann 
durch mein verharren ich nichts weiters erlangen oder ausrichten, dann /.../ 
des herrn Cammerrichters Ungnade wie auch der Herrn Praesidenten und 
sembtlichen catholischen Beysitzern misgunst undt wiederwillen ufniich /zu] 
laden. Nachdem Mgf. Christian mit Hinweis auf die Notwendigkeit der 
Zustim mung des Kreiskonvents dies ablehnte, bat W elwart nach einer 
brüskierenden Aufforderung zur Rückgabe von RKG-Akten an die Leserei 
durch den RKG-Präsidenten Fugger Mitte Dezember den Kreiskonvent um 
die Erlaubnis, vom Assessorat entbunden zu sein. Mit der Annahme dieses 
W unsches wurde der Weg frei zur Neupräsentation, die jetzt auch zur 
Rechtswahrung der fränkischen Kreisrechte definitiv nötig wurde. Die pro­
testantischen Reichsstände einigten sich auf die kum ulative Verfolgung der 
Welwart-Sache im Rahmen der Beschwerden um die Reichsjustiz auf dem 
nächsten Reichstag. Friedrich von W elwart w urde nach seinem Assessorat 
W ürttem bergischer Obervogt zu Herrenberg und verstarb im Jahre 1636.
Es gab in der von m ir beschriebenen Zeit noch andere Konflikte oder Pro­
bleme, die in der aufgeheizten Atmosphäre des Konfessionskonfliktes als 
Krisenphänom ene wahrgenom m en w urden. Sie w erden aus den bisheri­
gen Darlegungen verstanden haben, daß die Assessoren durch Präsenta­
tion ans Reichskam mergericht gelangten. Präsentiert wurden im m er 2-3 
Rechtsgelehrte, die sich zunächst in Speyer einem Generalexam en und 
einer Proberelation zu stellen hatten. Waren die Kandidaten gut, so ent­
schieden die Assessoren und Präsidenten im Plenum mit einfacher M ehr­
heit, welcher der bestenfalls noch drei Bewerber Assessor wurde. Da 
die W ahlkörperschaft zu m ehr als zwei Drittel aus Katholiken bestand, 
waren einige Präsentationen stets potentiell krisenhaft, nämlich die der
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gemischtkonfessionelleil Kreise. Gemischtkonfessionell waren natürlich 
viele Kreise, doch nur heim Schwäbischen und Oberrheinischen Kreis gab 
es bei jeder Präsentation konkurrierende katholische und protestantische 
Präsentati. Zum Problem w urde diese Tatsache erst, als die katholischen 
Kameralen das aufgaben, was ich als eine selbstauferlegte Beschränkung 
bezeichnen w ürde und begannen, ihre Übermacht im Kameralkollegium 
auszuspielen. So führte die Annahmepraxis des Kameralkollegiums dazu, 
daß der Schwäbische Kreis zwischen 1612 und 1617 ausschließlich durch 
katholische Assessoren vertreten war. Jahrelang überwogen zwar im 
Fränkische Kreis durch die Präsentation des Protestanten Dr. Johann 
W eidenkopf durch die geistlichen Stände die Protestanten in den Assesso- 
raten, doch als der Fränkische Kreis wieder in die konfessionelle Balance 
kam, wurde dies trotzdem als eine absolute Verstärkung der katholischen 
Position gewertet. Als drittes Beispiel wäre der Oberrheinische Kreis zu 
nennen. Hier w ar im Jahre 1612 ebenfalls aufgrund der Annahmepraxis 
und der sogen. Alternation im vierten Kreisassessorat ein katholisches 
Übergewicht. Diese Konstellation w urde von einigen Reichsständen mit 
Sorge beobachtet und insbesondere durch die Räte Herzog Johann 
Friedrichs von W ürttemberg zum Anlaß genommen, 1613 eine neue Prä­
sentationsordnung -  beruhend auf strikter num erischer Konfessionsparität 
-  auszuarbeiten. Diese Ordnung basierte auf m ehreren Vorschlägen, die 
Austeilung auf 48, 50 oder 52 Assessoren.17 Diese Ordnung w urde von der 
protestantischen Union auf dem Reichstag 1613 verfochten, doch scheiterte 
wie der gesamte Reichstag auch diese Paritätsordnung. Aus protestanti­
scher Sicht hieß dies in der W ahrnehm ung mit Sicherheit eine Verfestigung 
der Krisensymptome am Reichskammergericht. Die Pläne von 1613 
wurden erst 1648 umgesetzt.18
Bevor ich zu einem abschließenden Fazit für die Jahre 1612 bis 1614 
komme, will ich noch einen weiteren Konflikt schildern, der die Atmo­
sphäre im Kameralkollegium nachhaltig vergiftete und das M ißtrauen 
unter den Konfessionen schürte. Hierzu muß ein Prozeß zwischen dem 
Bischof von Bamberg und den protestantischen Untertanen zu M arktzeuln 
und Marktgraitz kurz charakterisiert werden. Die Frage des Pfarrbe- 
setzungsrechtes in beiden Orten war zwischen beiden Parteien heftig 
um stritten und unter diesem Deckmantel ging es vor allem um den Erhalt 
der protestantischen Gem einden.19 Der Konflikt w ar von latenter Gewaltbe- 
reitschaft seitens der Untertanen geprägt. Imm erhin gab es eine von 371 
Personen unterschriebene Prozeßvollmacht und w ährend des Konfliktes 
drohten die Untertanen mehrfach, den obrigkeitlichen Beamten Gewalt an 
Leib und Leben anzutun. Mehr und m ehr w ar aber auch seitens der Obrig­
keit die Konfliktführung durch Gewalt gekennzeichnet. Seit 1609 trieb mit 
diebischer Schläue und großem Elan Kilian Schauer -  Bamberger Untertan
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und Notar aus Schwürbitz -  den Prozeß in Speyer voran. Er nahm  dabei die 
Stellung eines Sollizitators ein, half also wo es ging dem Advokaten Johann 
Stambler und dem Prokuratoren Ronrad Fabri, sprach mit Assessoren, 
formulierte Bittschriften, küm merte sich um Interzessionsschreiben pro­
testantischer Fürsten und hielt allgemein den Kontakt zwischen den in 
Speyer agierenden Rechtsgelehrten und den Untertanen vor Ort. Die 
bischöfliche Partei wußte sehr schnell, daß die Ausschaltung Kilian Schau­
ers die Prozeßführung in Speyer stark behindern w ürde und so konnte 
Schauer nu r unter größter Geheimhaltung durchs Bambergische reisen 
und sich bei seiner Mutter in Schwürbitz aulhalten.20 Die bischöfliche 
Obrigkeit hatte von einem solchen Besuch Wind bekommen und überfiel in 
den frühen Morgenstunden des 50. Oktober 1611 mit m indestens 150 Perso­
nen das Haus seines Schwiegervaters Paul Ettlinger in Schwürbitz. Sie 
machten jedoch nicht den erhofften Fang, sondern -  wie sich herausstellte -  
eine viel wertvollere Entdeckung. In der Schreibstube fanden sie den 
gesamten Schriftverkehr der Bamberger Untertanen mit dem RKG-Advo- 
katen Dr. Johann Stambler sowie auch Kilian Schauers, soweit sie aus 
Speyer kamen. Insgesamt waren es wohl mehr als 40 Briefe. Ein Teil der 
Räte widmete sich im Haus diesen Briefen, während der katholische Orts­
pfarrer mit einigen Soldaten die anwesende Mutter Schauers und das 
Dienstpersonal verhörten. Die Triplik, die einige Zeit später am Reiehs- 
kamm ergericht eingegeben wurde, schilderte die Vorkommnisse beson­
ders drastisch und mit Blick auf die erhoffte W irkung am RKG wohl auch 
parteiisch übertrieben:
Und hat der damals wol besoffene bambergische schultheis zue 
Zeüln, Bastei fVeinman, so baldt die hausthür zerschlagen wor­
den, beneben vielen andern des Schauers Mutter schlaffkammer 
zuegeeillet, die schwache, fast noch entplöste frawe gantz unge­
stüm gefraget, wo der mann, fürnemblich wo der sohn sey, sie 
auch nach wenig redwechslung, da die gute fraw  in solchem 
schrecken, ihme nicht nach seinem gefallen geantworttet, gantz 
erbärmlich ins angesicht geschlagen und darauf zur erden 
gestossen. Desgleichen hat der jetzige pfarrverweser [also der 
katholische Pfarrer] daselbsten, als gemelte des Schauers übel 
tractirte mutter sich wieder etwas erholet undt über ein kleine 
weil in ihres sohns Schreibstuben gantz schwächlich eingangen, 
ohne einige gegebene Ursachen, sie gantz straaffbarer weis der­
massen ins angesicht geschlagen [...], das sie ohne einigen 
auffenlhalt [...] gantz erbärmlich zur erden gestürlzt, den köpf 
gar zerschellet, undt von solchen gewaltigen schlag, von friie 
morgens nach 2 uhrn an bis uffm mittag hefftig durch mundt
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und nasen geschweist,21 das man sich ihres lebens [...] gentzlich 
verzihen gehabt. Ist auch derselbe pfarherr hieran nicht ersetti- 
get gewesen, sondern hat sie gantz boshaffter weis noch darüber 
schrecklichen iniurirt und under andern eine alte hexen geschol­
ten, welche ihren sohn, den Schauer, aus dem haus gezaubert 
hette, der doch abendts und wenig stunden zuvor noch im haus 
gewesen wehre.
Die beampten aus Lichtenfels, Weismain und Burgkunstatt 
haben den kecht im hause gantz streng und hart überein viertel 
stundt angehalten, zu sagen wo doch Schauer sey, ihme auch die 
daumenstöcke deswegen wollen anlegen lassen, solches neben 
dem knecht auch die nechsten nachtbarn in ihren heüsern woll- 
vernemlich gehöret. Der sich dan entlieh mit überaus grossen 
beteürn und hohen aidtsschwürn, das er nicht wisse, wo Schauer 
sey, von ihnen losgewürcket. Die eine magdt, welche über 30 jahr 
bey Schauers mutter in diensten gewesen, haben etliche mit lan­
gen rohrn dermassen tractirt, das ihr der rote saß überdas ange- 
sicht abgelauffen, auch mit angesetzten plossen [//] rapiern sie 
durchstechen wollen, da sie, wo Schauer sey, nicht hat anzeügen 
können noch wollen, undt hat gemelter pfahrer neben etlichen 
aus den vorhandenen kleidern, so Schauer voriges tags ange­
habt, bestendig schliessen wällen, er müste noch im hause sein, 
und dahero nach viel hundert fi'agen, allein nach Schauern, 
betrüblich vorgeben, das haus abzubrechen, ja  gar mit feüer 
anzuestecken, und Schauern, wo nit gantz, doch in den aschen 
zue finden, I...J.22
Kilian Schauer beschrieb später, daß im Haus selbst die Dielenbretter 
untersucht wurden, um ein mögliches Versteck zu finden. Doch Schauer 
w ar schon längst nicht m ehr in Schwürbitz. Für unseren Zusam m enhang 
ist wichtig festzuhalten, dal! die gefundenen Briefe konfisziert und nach 
Bamberg gebracht wurden. Dort kopierte m an diejenigen Briefe und Text­
passagen, die die verantwortungslose Prozeßführung sowohl der Anwälte 
als auch Kilian Schauers darlegen sollten und brachte sie im Februar 1612 
als Beweismittel in den laufenden RKG-Prozeß ein.23 Die konfiszierten 
Briefe waren sehr brisant, denn sie offenbarten die vielen W inkelzüge des 
Sollizitators, des weiteren enthielten einige davon Vorwürfe gegenüber 
katholische Assessoren. Besonders wichtig w ar aber die Tatsache, daß die 
Anwälte Schauers häufig Kontakt zu den protestantischen Assessoren 
suchten. Diese Tatsache könnte so bewertet werden, als ob es so etwas wie 
beratende Gespräche zwischen einer Prozeßpartei und den Richtern gege­
ben habe. Die protestantische Assessoren wiesen bei diesen Kontakten
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meist auf die Blockade ihrer katholischen Kollegen in den Beligionssenaten 
hin, zeigten somit auf den Umstand, daß ihnen trotz des Mitleids für die pro­
testantischen Untertanen im Bambergischen die Hände gebunden seien. 
Die Anwälte suchten wegen dieser als Blockade aufgefaßten katholischen 
Haltung spätestens ab November 1609 eine Einbeziehung von protestanti­
schen Ständen, letztlich ab 1610 sogar eine gesamtevangelische Initiative 
durch die protestantische Union.24
Welche unm ittelbaren Konsequenzen aus dem Bekanntwerden dieser 
Kontakte resultierten kann nicht m ehr nachgewiesen werden, doch man 
darf annehm en, daß eine erhebliche Klimaverschlechterung zwischen den 
katholischen und protestantischen Kameralen eintrat, zum indest aber die­
ser Skandal die ohnehin schon klare konfessionelle Polarisierung am RKG 
weiter vorantrieb. So riet z.B. der RKG-Advokat Dr. Johann Stambler den 
Bamberger Untertanen, falls erneut katholische Geistliche in die Kirche 
eingesetzt würden, m üßten die Untertanen sie mit Worten oder -  falls dies 
nicht helfe -  mit Gewalt wieder abschaffen: Ein unerhörter Rat eines auf 
Kaiser und Reich vereidigten Advokaten.25
Kilian Schauer hatte die konfessionelle Frontstellung ganz und gar verin­
nerlicht. Er schrieb an die Bamberger Untertanen im November 1609: Es 
müessen aber die Herrn catholische Camerales erfahren, dz inen Herr 
Dr. Fabri gestern ein sehr schimpflich schreiben, darinen vorig erkhante pro- 
cess wol angezogen, extrajudicialiter under die nasen gerieben, und wirdt 
noch pesser gescheen, wan gleich nachmals aller papisten kreigsverpündtnus 
so stattlich wehre, es sollen sich unsere betrangte Christen des trösten, dz sie 
nicht allein, sondern dz gantze Teütschlandt palt werden Verfolgung leyden 
müessen; da wirdt es allererst heissen, wehr den andern ubermahn [über­
mannt], der steckh ihn in sackh.
In einem weiteren Brief Kilian Schauers an seinen Schwiegervater 
machte er sich im Juli 1610 Luft über die schleppende Prozeßtätigkeit am 
Kammergericht: Ich lebe tröstlicher Hoffnung, es werde ein neuer, sleiffer, 
unumbstosslicher und nicht wie vor jahrn löcheriger und disputirlicher reli- 
gionfriden, ehe dises kriegswesen [im Elsaß] zu end laufet, gemacht werden. 
Geschihet solches, wie wirdan ohne aufhören darum!) bitten und beten sollen, 
so wollen wir gewies nicht mehr so offt nach Speyer tantzen, und so lang 
gaffen und aufwartten, auch manchen schönen pfennig, der wahrlich offt mit 
seufftzen und traurichem gernüet verzehrt wiird, ersparen. Ach hilf herr Jesu 
und komme bald.
ln einem Brief vom 31. August 1610 schrieb Kilian Schauer: Gott l ie f  
einmal zum pesten. Wan es nicht pesser wirdt, so ist gewies, dz dz Recht mit 
spiessen wirdt erlheilet werden. Gott erhell nur sein wort bey uns, das ander 
wällen wir fahren lassen; ist alles vergenckhlich, was einen weltschmackh 
hat, aber dz ewigguet, macht recht frischen mut. Gott h e f  dahin mit freüden.
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Ohne fernem  krieg gehet es nicht ab, unsere geistlichen herrlein möchten [//] 
wol ire harnisch under die killten steckhen, sie sinclt zu wenig, ire anschlege, 
mit welschem und spanischem teüffelsvolckh, uns [zuj bestreitten, und in 
unserm pluet zue erseüffen, sollen, Gott lob, übereil in treckh [...] und zue 
rächte. Dz teütsche edle pluet wais, Gott lob, die päss fein zu verlegen, und die 
wirdigen26 dapffer zue klopffen.
Die Zitate Kilian Schauers belegen eindrücklich die Misere der weitge­
hend erfolglosen Prozeßtätigkeit gegen den Bischof von Bamberg, ferner 
Schauers anhaltendes Gottvertrauen und seinen W unsch auf einen kriege­
rischen Sieg des Evangeliums. Im Stil verzichten die Anwälte auf konfessi­
onspolemische W endungen und versuchen möglichst sachoriertiert Kilian 
Schauer über den Prozeßfortgang zu unterrichten. Sie wenden sich aber 
auch gegen die -  aus ihrer Sicht -  latente Blockadepolitik der katholischen 
Kameralen. Dr. Johann Stambler schrieb im März 1611, daß die Untertanen 
Bambergs sich um den Schutz anderer bem ühen sollten, dan es hier [am 
Kammergericht] langsamb zugehet, undt die evangelischen wenig favors 
haben. Vier Tage später schrieb Dr. Stambler, daß er einige evangelische 
Assessoren um Hilfe angesprochen habe, die sich zw ar alles gueten erpotten, 
aber der catholischen hardtneckhicheit angezogen f  Ein Brief vom Septem­
ber 1611 belegt, daß der RKG-Prokurator Dr. Konrad Fabri ein Memorial 
über die Bamberger Sache verfaßt hatte und einigen Assessoren zur Kon­
sensbildung übergab: Aus inschluss hat der herr zu vernemmen, was ich den 
vornembsten evangelischen beisitzern hiervor ain memorial zuekommen 
lassen, aber sie entschuldigen sich alle, das sie überstimbt seyen.
Daß die Prozesse in Religionsmaterien teils festgefahren waren darf uns 
nicht verwundern, doch die Offenbarung von internen Korrespondenzen 
zwischen einer protestantischen Klägerpartei und ihren Anwälten im 
Rahmen eines RKG-Prozesses traf auf heftige Kritik der Kläger, eine Kritik, 
die sicherlich auch durch die informierten protestantischen Stände geteilt 
wurde. Andererseits offenbarten eben diese konfiszierten und am RKG 
eingereichten Schriftstücke dem katholischen Personal, mit welch hinter­
hältigen W inkelzügen die Anwälte agierten und wie sogar die protestanti­
schen Assessoren sich mit den Parteienvertretern verbanden. Wie gesagt, 
die Bewertung ist in diesem Fall schwer, denn über die W irkung der einge­
lieferten konfiszierten Schreiben ist nichts bekannt.
Ich komme zum Schluß: Das Reichskam mergericht befand sich nach 
über drei Jahrzehnten des heftigen Konfessionskampfes im Reich und am 
Reichskammergericht, m ehr als zehn Jahre nach dem Vierklosterstreit und 
dem Niedergang der Urteilsrevision in einem Zustand der Paralyse. Paraly­
siert, weil dem Gericht die Uösung unlösbarer Konflikte aufgebürdet 
wurde, weil die Aufgaben des Rechtsschutzes und der Friedenswahrung 
kaum  m ehr aufrecht erhalten w erden konnten, wenn schon bei Prozeß­
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bitten im m er seltener unter Ausklamm erung des Dissenses für eine Pro- 
zeOführung entschieden wurde. Paralysiert aber auch, weil nicht nur die 
Anhängigmachung von Prozessen immens erschw ert war, sondern auch 
die Exekution von gerechten Endurteilen faktisch über die eingelegte Revi- 
sion dauerhaft nicht möglich war. Ich muß betonen, daß es sich hierbei nur 
um einen kleinen Ausschnitt der Tätigkeit des REG handelt, doch dieser 
Ausschnitt w ar von politisch hohem Interesse und bestimmte daher die 
W ahrnehm ung des ganzen Reichskammergerichtes.
Die Jahre 1612 bis 1614 verdienen m eines Erachtens eine besondere 
W ürdigung als Rrisenjahre, da auf dem Hintergrund der größeren Krise 
verschiedene konfliktträchtige Rereiche und Geschehenisse zusam m en­
kamen und sich auch wechselseitig verstärkten. Die Rosenberg/W elwart- 
Krise etwa verm ischte sich mit dem Problem der für die protestantischen 
Stände drohenden Fiskalprozesse. Die drohenden Fiskalprozesse habe ich 
in diesem Vortrag ausgeklamm ert, doch ich will sie als Problembereich 
zum indest m arkieren. Die protestantischen Stände hatten die Steuerbewil­
ligung des Reichstages 1615 unter Protest zurückgewiesen und nun sollte 
der RKG-Fiskal mit den gefürchteten Fiskalprozessen beginnen, nachdem  
der Kaiser ihn dazu ausdrücklich aufgefordert hatte. Auch hier hatten pro­
testantische Assessoren mit ihren Präsentationshöfen korrespondiert und 
die protestantische Union verfaßte nicht nu r Ablehnungsschreiben an das 
RKG und den RKG-Fiskal, sondern zur gleichen Zeit bevollmächtigten die 
Unionsstände Dr. Gödelmann zur gemeinsamen Prozeßvertretung in 
Speyer. Ferner sollte ein RKG-Advokat der Kurpfalz vorbereitend eine 
Einredeschrift erstellen, die sofort bei Anhängigmachung der Fiskalpro­
zesse eingereicht w erden sollte.28
Die Rosenberg/W elwart-Sache und die drohenden Fiskalprozesse h in­
gen in gewisser Weise auch von der Krisenstimmung des Jahres 1614 ab. 
Die protestantische Union hatte den Reichstag von 1615 besonders in der 
Materie der .Justizverbesserung mit einigen Erwartungen vorbereitet. Ich 
hatte schon auf die verbesserte Präsentationsverfassung hingewiesen, die 
auf num erische Konfessionsparität zielte. Daneben erstellten die Unions­
stände einen ganzen Katalog von W ünschen und Forderungen zur Justiz­
verbesserung am Kammergericht und am Reichshofrat. Die Erw artungs­
haftung der Zeit des Frühjahres 1615 schlug in große Enttäuschung um, als 
der Reichstag unter Protest der Protestanten verlassen w urde und von den 
großen Reformplänen nichts weiter blieb als ein neues Problem -  drohende 
Fiskalprozesse.
Ich will diesen Vortrag mit den W orten des protestantischen Assessors 
Dr. Richard Diethert abschließen. Wegen der W elwart-Sache korrespon­
dierte er mit seinem Präsentationshof und schrieb im April 1614 resigniert 
an Kurfürst Johann Sigismund von Brandenburg: Wan derselbe [Zustand/ so
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verbleiben [würde], solte [es] einem ehrlichen man hie zu sein sehr schwer 
fallen, ich auch meines tlieils gerne wünschen mochte, das meine 6 ihar 
herumb wehr, wolte ich als dan, wan mein gnedigster churfürst und herr 
meiner nicht bcdürffle, sehen, wo ich sonsten meine gelegenheit bekommen 
mochte. Die Krisenjahre am Reichskam mergericht zogen vorbei und der 
Assessor Dr. Diethert, der diese Krisenstimmung gut verdeutlicht, blieb 
noch 12 Jahre Assessor, ehe er 1626 als verdienter Assessor starb, zu einer 
Zeit im übrigen, in der das Reich mit W allenstein und dem Dreißigjährigen 
Krieg eine Krise ganz anderer Reichweite erlebte.
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